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A 0050/2016 (FD) 

Auftrag Manfred Küng (SVP, Kriegstetten): Rechtsschutz bei Gebühren mit Ermes-

sensbereich (09.03.2016)  

 

Der Regierungsrat wird ersucht, die erforderlichen betrieblichen und rechtlichen Massnahmen 

zu treffen, damit bei der Festsetzung von Ermessensgebühren begründet wird, welchen Zeit-

aufwand die Mitarbeiter der Verwaltung und der Gerichte hatten und wie die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit des Gebührenpflichtigen bei der Gebührenfestsetzung berücksichtigt wird. 

 

Begründung 09.03.2016: Schriftlich. 

 

In der Debatte zum neuen Gebührentarif im Kantonsrat vom 8. März 2016 wurde von Seiten 

der Regierung eingeräumt, dass die Verwaltung und die Gerichte heute bei der Festsetzung 

von Ermessensgebühren in der Regel keine Ausführungen zum zeitlichen Aufwand der Mit-

arbeiter der Verwaltung und der Gerichte machen. 

Laut § 3 „Gebührenrahmen“ des Gebührentarifs (GT) sind die Gebühren u.a. nach dem Zeit- 

und Arbeitsaufwand und nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Gebührenpflichti-

gen zu bemessen. Auch die Gebührenpflichtigen haben Anspruch auf rechtliches Gehör 

(Art. 29 Abs. 2 BV). Das bedeutet, dass die Behörden ihren Entscheid über die Festsetzung der 

Gebühren begründen müssen (Art. 18 Abs. 2 KV). Daraus folgt, dass für eine rechtsstaatlich 

einwandfreie Gebührenfestsetzung in der Begründung zur Verfügung anzugeben ist, wie viel 

Zeit von der Verwaltungs- oder Gerichts-Behörde für die Behandlung des betreffenden Ge-

schäfts aufgewendet worden ist und inwieweit die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Ge-

bührenpflichtigen berücksichtigt worden ist.  

 

Unterschriften: 1. Manfred Küng (1) 


